
Landtag von Baden-Württemberg 
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Drucksache 15 / 6017

1Ausgegeben: 09. 12. 2014

Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung

– Drucksache 15/5960

Haushaltsbegleitgesetz 2015/16

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I.

Dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 15/5960 – mit folgender
Änderung zuzustimmen:

Artikel 4 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 4

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 1. Januar 2000 (GBl. S. 14), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juli 2014 (GBl. S. 365, 368),
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

    b)  Folgende Nummer 12 wird angefügt:

        „12. 11 Millionen Euro ab dem Jahr 2015 zur Kofinanzierung von Bundes-
mitteln nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz.“

2. In § 11 Absatz 5 Satz 6 wird die Angabe „2014 um 11,5“ durch die Angabe
„2015 um 10,84“ ersetzt.

3. In § 29 c Absatz 2 Satz 3 wird die Zahl „8“ durch die Zahl „20“ ersetzt.“

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
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II. Die Landesregierung zu ersuchen, 

     rechtzeitig vor dem 1. Januar 2019 nochmals zu prüfen, ob vor dem Hinter-
grund der dann gegebenen energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen durch
die Erhöhung für Unternehmen, die ein Wasserentnahmeentgelt nach § 104
Abs. 2 Nummer 3 Wassergesetz entrichten, unbillige Härten eintreten.

28. 11. 2014

Der Berichterstatter:                           Der Vorsitzende:

Klaus Maier                                        Karl Klein
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft behandelt den Gesetzentwurf der
Landesregierung – Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 – Drucksache 15/5960, in sei-
ner 56. Sitzung am 28. November 2014.

Die zu dieser Gesetzesberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
BegleitG/1, BegleitG/2 und BegleitG/4 sowie der Entschließungsantrag BegleitG/3
sind diesem Bericht beigefügt (vgl. Anlagen).
Der Berichterstatter führt aus, beim Haushaltsbegleitgesetz handle es sich um ein
Artikelgesetz. Mit diesem Gesetz würden für verschiedene Finanzpositionen im
Haushaltsplan die entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen.

Zur strukturellen Verbesserung im Bereich des mittleren Dienstes solle im Wege
einer Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg der Anteil
der Stellen der Besoldungsgruppe A 9, die eine Zulage erhalten könnten, von bis-
her 30 auf 35 % erhöht werden. Durch die Änderung des Landesbeamtengesetzes
selbst entstünden zunächst keine zusätzlichen Kosten. Diese entstünden nur, so-
weit der Haushaltsgesetzgeber im Zuge von Planaufstellungen Stellenhebungen
vornehme. Für den Einzelplan 03 seien im Entwurf des Haushalts 2015/2016 für
den Polizeivollzugsdienst insgesamt 500 Hebungen nach A 9 mit Zulage ausge-
bracht.

Durch eine Änderung des Wassergesetzes werde eine Erhöhung des Wasserent-
nahmeentgelts um 3 Cent vorgenommen. Die dadurch erzielten Mehreinnahmen
flössen vor allem dem Hochwasserschutz zu. 

Mit der vorgesehenen Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank Baden-
Württemberg – Förderbank – solle das bisher auf Kreditinstitute beschränkte
Durchleitungsverfahren für Förderdarlehen der L-Bank auf andere Finanzierungs-
institutionen erweitert werden. Diese Erweiterung des Prinzips erfülle die heuti-
gen Bedürfnisse des Finanzmarkts, weil Darlehen an Privatpersonen und Unter-
nehmen nicht mehr nur von Kreditinstituten, sondern beispielsweise auch von
Versicherungsunternehmen vergeben würden. Im Gesetz über die KfW sei bereits
eine vergleichbare Regelung wie künftig bei der L-Bank enthalten. 

Mit der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes solle das Land einen finanziellen
Ausgleich für die Übertragung von Aufgaben der Marktüberwachung von den un-
teren Verwaltungsbehörden auf das Regierungspräsidium Tübingen erhalten.

Durch die vorgesehene Änderung der Landeshaushaltsordnung solle dem Staats-
gerichtshof das Recht auf einen „Gegenhaushalt“ eingeräumt werden. Damit kön-
ne der Staatsgerichtshof die Vorlage eines vom Regierungsentwurf abweichenden
Haushaltsentwurfs für seinen Einzelplan verlangen. Dies bedeute eine Stärkung
des Staatsgerichtshofs. 

Artikel 1

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU führt aus, der Antrag BegleitG/1 diene
dem gesetzestechnischen Vollzug der von seiner Fraktion angestrebten stufen -
weise Rücknahme der Absenkung der Eingangsbesoldung.

Der Antrag BegleitG/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Artikel 1 wird mehrheitlich zugestimmt.

Artikel 2

Änderung des Wassergesetzes

Artikel 2 wird mehrheitlich zugestimmt.
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Artikel 3

Änderung des Gesetzes über die Landeskreditbank 
Baden-Württemberg – Förderbank – 

Artikel 3 wird einstimmig zugestimmt.

Artikel 4

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Der Berichterstatter legt zum Antrag BegleitG/4 dar, das Land setze sein Ver -
sprechen um, die Betriebsausgaben zur Kleinkindbetreuung in Tageseinrichtun-
gen und in der Tagespflege mit einem Anteil von 68 % zu fördern. Im Gegenzug
beteiligten sich die Kommunen ab dem Jahr 2015 mit jährlich zusätzlich 11 Mil-
lionen € an der Kofinanzierung von Bundesmitteln nach dem Gemeindeverkehrs -
finanzierungsgesetz.

Gegenüber den im Entwurf des Doppelhaushalts vorgesehenen Haushaltsansätzen
für die Förderung der Kleinkindbetreuung erhöhten sich die Ausgaben um 13
Millionen € im Jahr 2015 und um 102 Millionen € im Jahr 2016.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU bemerkt, seine Fraktion habe bereits in
den gestrigen Beratungen den angesprochenen Punkten, die eine Umschichtung
innerhalb des Finanzausgleichs bedeuteten, zugestimmt und werde auch dem An-
trag BegleitG/4 zustimmen.

Dem Antrag BegleitG/4 wird einstimmig zugestimmt.

Der Vorsitzende stellt fest, damit sei dem Artikel 4 in der Fassung des Antrags
BegleitG/4 zugestimmt.

Artikel 5

Änderung der Landeshaushaltsordnung

Artikel 5 wird einstimmig zugestimmt.

Der Antrag BegleitG/2, der die Einfügung eines Artikels 5 a be-
gehrt, wird mehrheitlich abgelehnt. 

Artikel 6

Inkrafttreten

Artikel 6 wird mehrheitlich zugestimmt.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP äußert, die Vorlage des Ent -
schließungsantrags BegleitG/3 mache deutlich, dass die Proteste aus der Wirt-
schaft Wirkung zeigten. Allerdings sei dieser Entschließungsantrag nicht ziel-
führend. Die Problematik werde damit lediglich in die Zukunft verschoben. Not-
wendig wäre, sofort zu handeln.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt aus, der Entschließungsantrag
BegleitG/3 begehre, rechtzeitig vor dem 1. Januar 2019 nochmals zu prüfen, ob
die mit der Zustimmung zu Artikel 2 – Änderung des Wassergesetzes – beschlos-
sene Erhöhung des Wasserentnahmeentgelts zu unbilligen Härten für Unterneh-
men führe. Seitens der konventionellen Energiewirtschaft, insbesondere der MVV 
Energie und der EnBW, sei darauf hingewiesen worden, dass sich die konventio-
nellen Kraftwerke derzeit in einer schwierigen Situation befänden. Die SPD-Frak-
tion sei optimistisch, dass durch die Große Koalition auf Bundesebene das Strom-
marktdesign derart verändert werden könne, dass solche Schwierigkeiten künftig
nicht mehr in diesem Maß aufträten. Nichtsdestotrotz sei es sinnvoll, sich die 
Situation vor dem Jahr 2019 nochmals anzuschauen.
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Die Erhöhung des Tarifs im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung zum 
1. Januar 2015 sei angesichts des hohen Investitionsbedarfs im Bereich des Hoch-
wasserschutzes zwingend erforderlich.

Dem Entschließungsantrag BegleitG/3 wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

04. 12. 2014

Klaus Maier
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Seite 1 von 2 zu BegleitG/1 

Landtag von Baden-Württemberg     BegleitG/1 
15. Wahlperiode 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU  
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/5960 
 
 
Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
Artikel 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„Artikel 1 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Baden-Württemberg 
 
Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 
826), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom ... (GBl. S. ...), wird wie folgt geän-
dert:  
 
1. § 23 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  

„Bei Beamten und Richtern mit Anspruch auf Dienstbezüge aus einem Eingangsamt 
der Besoldungsgruppe A 11 und höher, der Besoldungsgruppe R 1 oder aus einem 
Amt der Besoldungsgruppe W 1, sind für die Dauer von einem Jahr nach Entstehen 
des Anspruchs die jeweiligen Grundgehälter und Amtszulagen um 4 Prozent abzusen-
ken.“ 

 
b) In Absatz 3 werden die Wörter „von drei Jahren“ durch die Wörter „von einem Jahr“ 

ersetzt.  
 
 
2. § 101 wird folgender Absatz 12 angefügt:  
 

(12) § 23 Absatz 1 dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 2016 außer Kraft.“ 
 
 

3. In Anlage 1 wird in der Besoldungsgruppe A 9 in Fußnote 1 die Zahl „30“ durch die Zahl 
„35“ ersetzt.“ 

 
 
25.11.2014 
Hauk, Herrmann und Fraktion  
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Seite 2 von 2 zu BegleitG/1 

B e g r ü n d u n g 
 
Die mit dem Landesbesoldungsgesetz vom 9. November 2010 zum 1. Januar 2011 abgesenkte 
Eingangsbesoldung hat sich nicht bewährt. Dies gilt erst recht für die nochmalige Absenkung 
der Eingangsbesoldung auf 8 % durch das Haushaltsbegleitgesetz 2013/14. 
 
Zwar wurden hierdurch namhafte Einsparungen für den Landeshaushalt erreicht, die Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes als Arbeitgeber hat hierdurch aber gelitten. Gerade vor dem 
Hintergrund des sich künftig abzeichnenden Fachkräftemangels muss der öffentliche Dienst 
weiter an Attraktivität gewinnen. Der Grundsatz der Bestenauslese im Beamtenrecht nach 
Artikel 33 Absatz 2 Grundgesetz steht einer Absenkung der Eingangsbesoldung ebenfalls 
entgegen, da Bewerber mit den besten Abschlüssen bei einer wenig attraktiven Eingangs-
besoldung ihre Karriere eher in der Privatwirtschaft beginnen werden. Der demografische 
Wandel wird in naher Zukunft zu einer hohen Fluktuation im öffentlichen Dienst führen.  
Von daher ist die Attraktivität des öffentlichen Dienstes weiter zu steigern. 
 
Die Landesregierung hat die Einsparungen für die zum 1. Januar 2013 vorgenommene noch-
malige Absenkung der Eingangsbesoldung für die Besoldungsgruppen ab A 11 und höher 
sowie die erstmalige Einbeziehung der Besoldungsgruppen A 9 und A 10 in der Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss am 27.11.2014 dahingehend beziffert, dass eine Rückgängigmachung 
der Absenkung der Eingangsbesoldung im Ergebnis rund 40 Mio. EUR koste. Eine sofortige 
Abschaffung der Eingangsbesoldung wäre wünschenswert, soll aber in zwei Schritten erfol-
gen, um den Landeshaushalt nicht auf einmal zu belasten. 
 
Aus diesem Grund soll der erste Schritt zum 1. Januar 2015 darin bestehen, dass die Absen-
kung der Eingangsbesoldung für die Besoldungsgruppen A 9 und A 10 von 4 % auf 0 % her-
abgesetzt wird und die Absenkung bei den Besoldungsgruppen A 11 und höher von 8 % auf 
4 % erfolgt. Für neu eingestellte Beamte soll die Absenkung nur noch ein Jahr betragen. Ab 
1. Januar 2016 entfällt die Absenkung der Eingangsbesoldung ganz. 
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Seite 1 von 1 zu BegleitG/2 

Landtag von Baden-Württemberg     BegleitG/2 
15. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP/DVP 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 15/5960 
 
 
Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
Nach Artikel 5 wird folgender Artikel 5a eingefügt:  
 

„Artikel 5a 
Änderung des Haushaltsbegleitgesetzes 2013/14 

 
Artikel 5 Nr. 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2013/14 vom 18. Dezember 2012 (GBl. S. 19, 
677) wird aufgehoben.“ 
 
 
18.11.2014 
 
Dr. Rülke und Fraktion 
 
 
Begründung: 
 
Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2013/14 wurde die Eingangsbesoldung für Beamte und Rich-
ter der Besoldungsgruppe A 9 und höher, der Besoldungsgruppe R 1 und der Besoldungs-
gruppe W 1 für die Dauer von drei Jahren abgesenkt. Die Absenkung beläuft sich in Besol-
dungsgruppe A 9 und A 10 auf 4 Prozent, in den anderen Besoldungsgruppen auf weitere 4 
Prozent zusätzlich zu einer bereits früher erfolgten Absenkung um 4 Prozent, in der Summe 
also auf 8 Prozent der jeweiligen Grundgehälter und Amtszulagen.    
 
Die negativen Auswirkungen der Absenkung der Eingangsbesoldung sind nicht mehr be-
streitbar: Im Wettbewerb um die besten Köpfe musste der öffentliche Dienst teils erhebliche 
Einbußen hinnehmen, die Abwanderung von hoch qualifizierten Absolventen insbesondere 
der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen in den Bereich der privaten Wirt-
schaft hat gravierende Ausmaße angenommen. Ähnliches gilt für andere Bereiche des öffent-
lichen Dienstes. 
 
Bei einem aufgrund zurückgehender Jahrgangsstärken härter werdenden Wettbewerb um 
hochqualifizierten Nachwuchs muss gerade auch für Berufsanfänger ein attraktives Angebot 
bestehen, um einen in Qualität, Leistungsbereitschaft und Motivation exzellenten öffentlichen 
Dienst gewährleisten zu können. Die mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2013/14 verbundene 
Absenkung der Eingangsbesoldung ist daher aufzuheben.  

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 6017
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Seite 1 von 1 zu BegleitG/3 

Landtag von Baden-Württemberg     BegleitG/3 
15. Wahlperiode 
 
 
 
Entschließungsantrag 
der Fraktion GRÜNE und  
der Fraktion der SPD 
 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
–Drucksache 15/5960 
 
 
 
Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 
 
 
Der Landtag wolle beschließen,  
die Landesregierung zu ersuchen,  
 
rechtzeitig vor dem 1. Januar 2019 nochmals zu prüfen, ob vor dem Hintergrund der dann 
gegebenen energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen durch die Erhöhung für Unterneh-
men, die ein Wasserentnahmeentgelt nach § 104 Abs. 2 Nummer 3 Wassergesetz entrichten, 
unbillige Härten eintreten. 
 
 
25.11.2014 
 
Sitzmann und Fraktion 
Schmiedel und Fraktion 
 
 
Begründung:  
 
Durch Artikel 2 Nr. 2 des Entwurfs zum Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 soll im Bereich der 
Verwendung von Wasser aus oberirdischen Gewässern (§ 104 Abs. 2 Nr. 3) der Entgeltsatz 
von derzeit 0,010 Euro je Kubikmeter ab dem 1. Januar 2019 auf 0,015 Euro je Kubikmeter 
erhöht werden. Die Erhöhung soll dem mit der Nutzung verbundenen Sondervorteil Rechnung 
tragen und dient der Wertanpassung mit Blick auf die allgemeine Preisentwicklung seit dem 
Jahr 1988. Zudem soll auch in diesem Bereich der Anreiz für eine sparsame, schonende und 
effiziente Nutzung der Wasserressourcen gestärkt werden. Gleichwohl wird vor der Umset-
zung der Erhöhung eine Überprüfung für sinnvoll erachtet, ob vor dem Hintergrund der dann 
bestehenden energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Unternehmen, die ein Wasser-
entnahmeentgelt nach § 104 Abs. 2 Nr. 3 WG entrichten, unbillige Härten eintreten.  
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Seite 1 von 2 zu BegleitG/4 

Landtag von Baden-Württemberg     BegleitG/4 
15. Wahlperiode 
 
 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion GRÜNE und  
der Fraktion der SPD 
 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
–Drucksache 15/5960 
 
 
Haushaltsbegleitgesetz 2015/16 
 
 
Der Landtag wolle beschließen:  
 
Artikel 4 wird wie folgt gefasst:  
 

„Artikel 4 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

 
Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 1. Januar 2000 (GBl. S. 14), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juli 2014 (GBl. S. 365, 368), wird wie folgt geändert:  
 
1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 
 
 b) Folgende Nummer 12 wird angefügt: 
 
  „12. 11 Millionen Euro ab dem Jahr 2015 zur Kofinanzierung von Bundesmitteln 

nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz.“ 
 
2. In § 11 Absatz 5 Satz 6 wird die Angabe „2014 um 11,5“ durch die Angabe „2015 um 

10,84“ ersetzt. 
 

3. In § 29 c Absatz 2 Satz 3 wird die Zahl „8“ durch die Zahl „20“ ersetzt.“ 
 
 
27.11.2014 
 
Sitzmann und Fraktion 
Schmiedel und Fraktion 
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Seite 2 von 2 zu BegleitG/4 

Begründung:  
 
Zu Nr. 1:  
 
Nach Absprache mit den kommunalen Landesverbänden beteiligen sich die Kommunen  
ab dem Jahr 2015 mit jährlich zusätzlich 11 Millionen Euro an der Kofinanzierung von 
Bundesmitteln nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Die zusätzlichen Mittel 
werden der Finanzausgleichmasse A entnommen.  
 
 
Zu Nr. 2: 
 
Die europäischen Vorgaben für die Aufgaben der Marktüberwachung verfolgen einen 
produktbezogenen Ansatz. Die Marktüberwachungsaufgaben sind geprägt von Produkt-
strömen hinweg über die Ländergrenzen und die Grenzen der Mitgliedstaaten der euro-
päischen Union und bedingen ein enges Miteinander der Behörden in den Ländern und 
Mitgliedstaaten. Zur Effizienzsteigerung und der Erzielung von Synergieeffekten werden  
die Marktüberwachungsaufgaben beim Regierungspräsidium Tübingen gebündelt und bisher 
noch den unteren Verwaltungsbehörden zugewiesene Marktüberwachungsaufgaben dem 
Regierungspräsidium Tübingen übertragen. In Abstimmung mit dem Städtetag und dem 
Landkreistag erhält das Land hierfür einen finanziellen Ausgleich in Höhe von 660 000 Euro 
jährlich. Zur Umsetzung dieser Vereinbarung ist eine Änderung von  
§ 11 Absatz 5 Satz 6 Finanzausgleichsgesetz erforderlich. 
 
 
Zu Nr. 3: 
 
Das Land fördert die Betriebsausgaben der Kleinkindbetreuung in Tageseinrichtungen und in 
der Tagespflege mit 68 %. Hierzu werden die Nettobetriebsausgaben für die unter drei-
jährigen Kinder pauschal um einen Elternanteil erhöht. Mit der Änderung werden die zu 
berücksichtigenden Elternanteile in Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden ab 
dem Jahr 2015 von 8 % auf 20 % angepasst.  
 
Veränderungen gegenüber dem bisherigen Entwurf des Doppelhaushalts 2015/2016 infolge 
der Änderung der zu berücksichtigenden Elternanteile: 
 

Haushaltsjahr  2015 2016 

 Millionen 
Euro 

Millionen 
Euro 

Bisheriger Ansatz für die Förderung der 
Kleinkindbetreuung: 647 693 

Geänderter Ansatz für die Förderung der 
Kleinkindbetreuung: 660 795 

Mehr/Weniger (-)  13 102 
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